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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Eine parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) will den aussenparlamentarischen
Kommissionen wie z.B. der Kommission gegen Rassismus oder der Eidgenössischen
Kommission für Tabakprävention verbieten, in Kampagnen bei Volksabstimmungen vor
die Medien zu treten und ihre Meinung kund zu tun. Ende Oktober 2013 stellte sich die
Staatspolitische Kommission (SPK-NR) knapp, mit Stichentscheid ihres Präsidenten Ueli
Leuenberger (gp, GE) gegen das Begehren. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.10.2013
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Für die elf Nationalratssitze im Kanton Genf traten 170 Kandidierende an. Dies waren 73
Kandidierende mehr als 2007, Auch die Anzahl Listen nahm im Vergleich zu den letzten
Wahlen um neun auf total 22 stark zu. Vier neue Parteien traten an (GLP, Piratenpartei,
La Gauche combative, Alliance BLEUE) und die etablierten Parteien stellten zahlreiche
Unterlisten auf, darunter auch die internationalen Listen der CVP, der GP, der SP und
der SVP, auf denen nicht weniger als 24 hauptsächlich in Frankreich wohnhafte
Auslandschweizer kandidierten. Listenverbindungen gingen die Linke (SP, Grüne, PdA,
La Gauche) und die Bürgerlichen (FDP, CVP, GLP) ein. Die FDP und die LPS traten neu
gemeinsam unter dem Label PLR an. Die beiden hatten im Mai des Berichtjahres
fusioniert. SVP und MCG (MCR) traten alleine an. Die deutlichen Gewinne des MCG bei
den kantonalen Wahlen wurden für die neue Bewegung als vielversprechend gedeutet.
Der Frauenanteil unter den Kandidierenden wuchs im Gegensatz zu praktisch allen
anderen Kantonen leicht an: 37,6% der Kandidierenden waren Frauen (2007: 36,1%),
was im interkantonalen Vergleich den Höchstwert bedeutete. Je einen vakanten Sitz
verteidigen mussten die SP, bei der Jean-Charles Rielle zurückgetreten war und die
PLR, bei denen Martine Brunschwig Graf (LP) nicht mehr antrat. 

Gewinnerin der Wahlen in Genf war der MCR (MCG), die nicht nur ihren Wähleranteil im
Vergleich zu 2007 beinahe vervierfachte (9,8%), sondern damit auch einen Sitz
gewinnen konnte. Dieser ging allerdings nicht auf Kosten der SVP, die zwar in Genf
deutliche Wählerverluste in Kauf nehmen musste (-5,1 Prozentpunkte, neu: 16%) und
damit schlechter abschnitt als 2003, ihre beiden Sitze aber knapp halten konnte. Einen
Sitz abgeben musste vielmehr die FDP, die 2007 zusammen mit der damals noch
eigenständig antretenden LPS insgesamt 3 Sitze inne gehabt hatte. Hatten beide
Parteien zusammen 2007 noch 22,5% der Stimmen auf sich vereinigt (LPS: 14,8%, FDP:
7,7%), kam die fusionierte PLR 2011 nur noch auf 18,6% Wähleranteil. Obwohl das
Resultat sehr knapp war – rund 1'400 Stimmen fehlten der PLR zur Verteidigung des
dritten Sitzes – erwies sich der Rücktritt von Brunschwig Graf letztlich als zu
schwerwiegend. Auch die Grünen hatten Wählerverluste zu verzeichnen (-2,4
Prozentpunkte, neu 14%), konnten ihre beiden Mandate jedoch halten. Insbesondere
ihr Präsident Ueli Leuenberger musste aber lange um seinen Sitz zittern. Nach den
herben Verlusten bei den Wahlen 2007 konnte die SP ihren Wählerrückgang stoppen
(19,1%), ihre drei Sitze halten und wieder zur stärksten Partei im Kanton avancieren.
Einen leichten Gewinn von 0,1 Prozentpunkten verzeichnete die CVP (9,8%), die ihren
Sitz ebenfalls problemlos verteidigte. Dem gewählten Vertreter der MCR, Mauro Poggia,
der am meisten Stimmen im Kanton erhalten hatte (23'432), wehte in Bern allerdings
ein rauer Wind entgegen. Keine Partei wollte ihn in ihre Fraktion aufnehmen. Aus Genf
waren neben Poggia zudem Manuel Tornare für die SP und die Kantonalpräsidentin der
SVP Céline Amaudruz neu im Nationalrat, letztere löste den abgewählten André
Reymond (svp) ab. Damit blieb der Frauenanteil bei 18,2%. Auch im Kanton Genf lag die
Wahlbeteiligung bei vergleichsweise geringen 42,4%; rund vier Prozentpunkte tiefer als
2007. 2

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 24.04.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Kanton Genf versuchten bei den Nationalratswahlen 2015 178 Kandidierende einen
der elf Sitze zu erobern. Somit blieb die Anzahl der Anwärter auf die Sitze im Vergleich
zu 2011 fast gleich, während die Listenzahl weiter auf insgesamt 26 anstieg (2011: 22).
Bemerkenswert konstant war über die Jahre der Frauenanteil auf den Genfer Listen
gewesen, der anlässlich der jetzigen Wahlen 37.1% betrug. Im linken politischen Lager
schlossen sich alle Kräfte – die SP, die Grünen und das Ensemble à Gauche – zu einer
Verbindung zusammen. Die politische Mitte tat es der Linken gleich, wobei CVP, GLP,
BDP und auch die Mitte-Rechts-Partei FDP ihre Listen verbanden. Am rechten Rand
schlossen sich die SVP und das Mouvement citoyens genevois (MCG) zusammen,
nachdem beide bei den Wahlen 2011 noch alleine angetreten waren. Zu ihnen gesellte
sich die EDU als dritte Partnerin.
Nicht mehr zur Wahl stellten sich 2015 nur gerade zwei, aber dafür sehr profilierte
Nationalratsmitglieder. Auf der einen Seite trat Maria Bernasconi von der SP zurück,
welche seit 1995 im Nationalrat vertreten war – wenn auch mit vierjähriger
Unterbrechung zwischen 1999 und 2003. Auf der anderen Seite musste der grüne
Nationalrat und ehemalige Parteipräsident Ueli Leuenberger aufgrund der
parteiinternen Amtszeitbeschränkung auf eine erneute Kandidatur verzichten. Der
Rücktritt beider Kandidierenden machte die schwierige Situation für die linken Parteien
nicht gerade einfacher. Die SP nominierte ihre beiden bisherigen Vertreter, Carlo
Sommaruga und Manuel Tornare, sowie neun weiter Kandidierende – unter ihnen sechs
Frauen. Die Grünen versuchten den Abgang Leuenbergers unter anderem mit der
jungen Präsidentin der Genfer Sektion, Lisa Mazzone, zu kompensieren. Im Allgemeinen
wurde aber mit Verlusten für Rot-Grün gerechnet, nicht zuletzt aufgrund des guten
Abschneidens der CVP und FDP bei den Kommunalwahlen im Frühjahr. Die FDP machte
sich dementsprechend Hoffnungen neben den bisherigen Sitzen von Christian Lüscher
und Hugues Hiltpold noch einen dritten zu erobern. Aber auch die vereinte Alternative
Linke hatte es darauf abgesehen, allenfalls der SP oder den Grünen ein Mandat
abzujagen. Die SVP trat mit Céline Amaudruz und Yves Nidegger zur Wahl an, während
ihr Listenpartner MCG den Sitz von Roger Golay zu verteidigen suchte. Im Genfer
Wahlkampf war zu spüren, dass – mehr noch als in anderen Kantonen – das
Abstimmungsergebnis zur Masseneinwanderungsinitiative vom Februar 2014 nachhallte.
Die absehbare Umsetzung der Initiative stiess im Grenzgängerkanton Genf auf
besonderes Interesse.

Am Wahltag erfüllten sich die Hoffnungen der FDP auf einen Sitzgewinn. Die
Freisinnigen wurden mit 20.5% (+1.9 Prozentpunkte) neu stärkste Kraft und eroberten
mit Benoît Genecand einen dritten Sitz. Auf den zweiten Platz verwiesen wurden die
Sozialdemokraten, trotz einer leichten Steigerung auf 19.9% (+0.8 Prozentpunkte). Die
SP schaffte es aber den Rücktritt von Bernasconi mit dem Einzug von Laurence
Fehlmann Rielle zu kompensieren. In den sauren Apfel beissen mussten die Grünen,
welche 2.5 Prozentpunkte verloren (neu: 11.5%) und nur noch ein Mandat behalten. Lisa
Mazzone verdrängte zudem parteiintern Anne Mahrer, welche 2013 für Antonio Hodgers
nachgerückt war. Die SVP steigerte sich auf 17.6% (+1.6 Prozentpunkte) und die CVP auf
12.1% (+2.3 Prozentpunkte). Beide Parteien verteidigten damit ihre Sitze – im Fall der
CVP jener von Guillaume Barazzone. Zu den Verlierern gehörten neben den Grünen
auch das MCG (-1.9 Prozentpunkte) und das Ensemble à Gauche (-0.4 Prozentpunkte).
Das MCG konnte seinen Sitz aber behaupten. Die Genfer Delegation setzt sich nach
dem Wahlsonntag somit folgendermassen zusammen: 3 SP, 3 FDP, 2 SVP, 1 GPS, 1 CVP
und 1 MCG. Die Wahlbeteiligung betrug magere 42.9%, während der Frauenanteil der
Delegation weiterhin bei 27% verbleibt.

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Sozialpolitik
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Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Les deux chambres ont décidé de rejeter l’initiative populaire « 6 semaines de
vacances pour tous » qui a été déposée en 2009 par le syndicat Travail.Suisse. La loi
actuelle, qui date de 1984, prévoit quatre semaines de congé par an pour les employés
de plus de 20 ans. Dans les faits, beaucoup d’employés bénéficient de cinq semaines.
Le texte de l’initiative a demandé que la Constitution soit modifiée de manière à ce que
tous les employés aient droit à des vacances payées de six semaines par an au
minimum. Le Conseil national a suivi la recommandation du gouvernement en se
prononçant en mars contre l’initiative par 110 voix contre 61. Les députés de gauche ont
fait valoir en vain que la durée de travail hebdomadaire était la plus longue d’Europe,
que la productivité avait fortement progressé ces dernières années et que le stress
occasionnait des coûts d’une dizaine de milliards de francs chaque année. La grande
majorité des membres des partis bourgeois ont rappelé que cette initiative
correspondait à une hausse des charges salariales de l’ordre de 2%, ce qu’ils
considéraient comme particulièrement pénalisant pour les petites et moyennes
entreprises. De plus, ils ont estimé que les conventions collectives restaient le moyen le
plus adapté afin de trouver des solutions plus généreuses. Par ailleurs, le Conseil
national n’a pas donné suite à trois initiatives parlementaires qui servaient de possibles
compromis. L’intervention parlementaire de Buman (pdc, FR) proposait de faire passer
la durée minimale de quatre à cinq semaines pour les salariés de plus de 50 ans, alors
que celle de Leuenberger (verts, GE) demandait une augmentation non spécifiée de la
durée légale minimale. Quant à l’initiative parlementaire de Leutenegger Oberholzer
(sp, BL), celle-ci préconisait au moins six semaines pour les employés jusqu'à l'âge de
20 ans ainsi que pour ceux à partir de 55 ans et au moins cinq semaines pour les
catégories restantes. En juin, le Conseil des Etats a confirmé les décisions prises par le
Conseil national. L’initiative populaire a finalement été refusée par 28 voix contre 10. En
décembre, le Conseil fédéral a annoncé que le peuple se prononcerait sur cette
initiative populaire le 11 mars 2012. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.06.2011
LAURENT BERNHARD

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Bei der Fortsetzung der Differenzbereinigung beim Zwangsanwendungsgesetz hielt der
Nationalrat in der Frühjahrssession mit 92 zu 85 Stimmen am Einsatz des Tasers fest,
obgleich Bundesrätin Widmer-Schlumpf davor warnte, durch diesen Entscheid zu
einem in diesem Zusammenhang eigentlich unwichtigen Punkt könnte das gesamte
dringend notwendige Gesetz gefährdet werden. Da damit eine Pattsituation entstanden
war, musste sich die Einigungskonferenz für die eine oder andere Variante
aussprechen. Mit 19 zu 17 Stimmen folgte sie dem Nationalrat; ein Antrag, die
Verwendung des Tasers zumindest stark einzuschränken, unterlag mit 14 zu 11 Stimmen.
Gegen den Widerstand der SP-Vertreter, die für eine Ablehnung des Gesetzes
plädierten, gab der Ständerat nach und votierte mit 26 zu 13 Stimmen für den Beschluss
der Einigungskonferenz. Bundesrätin Widmer-Schlumpf versuchte die Gegner des
Entwurfs dadurch zu besänftigen, dass sie versprach, der Bundesrat werde in der
entsprechenden Verordnung die Verwendung des Tasers nur sehr zurückhaltend
gestatten. Im Nationalrat machten beide Seiten noch einmal ihre Argumente geltend;
das links-grüne Lager beantragte erfolglos die Ablehnung der Vorlage. Im Ständerat
passierte das Gesetz in der Schlussabstimmung mit 26 zu 9 Stimmen bei 7
Enthaltungen, im Nationalrat mit 123 zu 61 bei 10 Enthaltungen. Vorher hatte
Leuenberger (gp, GE) noch einmal aufgerufen, dem durch die Einfügung des Tasers
pervertierten Gesetz die Gefolgschaft zu verweigern; Meyer-Kälin (cvp, FR), eine
entschiedene Gegnerin des Tasers, appellierte im Gegensatz dazu, trotzdem dem
Gesetz zuzustimmen, da es eine längst überfällige Regelung der bei
Zwangsausschaffungen zulässigen Mittel bringe. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2008
MARIANNE BENTELI
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Le référendum de la loi sur la restructuration du système de l’asile, promis par l'UDC, a
été déposé dûment signé le 14 janvier 2016.
Ce n'est qu'au lendemain du bilan de la Confédération sur le centre de test de Zurich
qu'a véritablement commencé la "drôle de campagne". Une campagne sans affiches,
tout d'abord, puisque ni les adversaires, ni les partisans n'ont souhaité investir dans les
moyens traditionnels payants. Les deux camps ont préféré opter pour les séances
d'informations, débats et flyers. Une campagne aux alliances étonnantes, également. Le
camp du oui, un comité suprapartisan, lancé le 12 avril et composé de tous les partis
gouvernementaux, du PLR aux Verts, auxquels ne manquait que l'UDC. Le camp du non,
lui, était certes moins nombreux, mais d'autant plus hétéroclite. D'un côté l'UDC, qui
reprochait à la révision de rendre la Suisse encore plus attractive pour les "profiteurs
de l'asile" et de l'autre la gauche de la gauche, jugeant la révision inhumaine et
contraire aux droits humains. Un comité, composé principalement de figures
lémaniques de défense du droit d'asile, comme par exemple les anciens conseiller
nationaux Nils de Dardel (ps, GE) ou Anne-Catherine Ménétrey-Savary (verts, VD), a été
rejoint par l'ancien président des Verts et conseiller national Ueli Leuenberger (verts,
GE). Les partis SolidaritéS en Romandie et Basta! à Bâle se sont également prononcés
contre la réforme. Les organisations en faveur du droit d'asile se sont montré divisées:
l'OSAR, Caritas, l'OSEO, Solidarité sans Frontières ou Opération Libero ont fait
campagne pour le oui. Amnesty International a lancé un "oui critique", tandis que Vivre
Ensemble, SOS Asile ainsi que différents collectifs de la société civile
(Bleiberrecht/droit de rester, Collectif R.) se sont prononcés contre la révision.
Il est intéressant de constater que certains arguments étaient repris par les deux
parties antagonistes du camp du oui. Comme par exemple la contestation des chiffres
avancés par le Conseil fédéral, plaidant pour une plus grande efficacité du nouveau
système. L'UDC et la gauche de la gauche ont critiqué le zèle du gouvernement dans la
phase test, arguant que celui-ci avait été conduit avec un nombre d'employées et
employés de l'Etat plus important ainsi qu'un nombre de requérantes et requérants
artificiellement plus bas que la normale. De plus, les deux camps mettent en avant un
taux de disparition plus élevé en cours de procédure, faisant de ce nouveau système
une "usine à sans-papiers". Les similarités des deux discours s'arrêtent là. L'UDC a mis
en avant un système de l'asile exagérément généreux, dépeint les candidats et
candidates à l'asile comme menaçant la sécurité et la cohésion nationale, à grand
renfort d'images telles que celle de l'abuseur sexuel, du migrant économique profiteur
et d'une invasion migratoire hors de contrôle. Le spectre des expropriations a
également été agité, ce qui explique la présence de l'association des propriétaires de
maison dans le camp du non. Les partisans du non de gauche ont en revanche mis en
avant la révision comme un durcissement extrêmement sévère du droit d'asile, qui
condamne les requérants et requérantes d'asile à l'isolement, l'accès aux œuvres
d'entraide étant rendu plus difficile par la position géographique excentrée de la
majorité des futurs centres. 
Les avocats gratuits, fortement critiqués par l'UDC ont eux été décrit comme un
"simulacre d'aide juridique", la courtesse des procédures et délais de recours ainsi que
leur paiement au forfait rendant impossible selon leurs détracteurs une défense
équitable et juste. Les partisans du oui ont mis en avant une procédure plus rapide et
plus équitable, permettant de faire des économies à long et moyen terme, de
décharger les cantons et les communes ainsi que de défendre au mieux les droits des
personnes, grâce à la représentation juridique gratuite et automatique. L'argument
phare de l'accélération des procédure était qu'elles permettaient aux personnes
nécessitant une protection de la Suisse de s'intégrer plus rapidement et en même
temps permettaient de renvoyer plus vite chez elles celles qui ne remplissaient pas les
conditions d'octroi de l'asile.
Durant la courte campagne, la presse a souvent relayé des communiqués faisant état du
nombre important de demandes d'asile prévues pour les années à venir. La question
d'un engagement de l'armée aux frontières a également été soulevée. Très présent dans
la presse était également le nouveau conseiller national de l'UDC Andreas Glarner (udc,
AG), connu pour être le président de la commune d'Oberwil-Lieli, qui s'était fortement
opposée à l'accueil de personnes réfugiées dans le village, envisageant même de payer
une compensation à la Confédération.

Face aux urnes ce sont ces derniers arguments qui ont prévalu. 66.8% des votants ont
plébiscité la mouture du Conseil fédéral. L'analyse VOX post votation indique que la
révision n'était pas perçue en premier lieu comme un durcissement. L'argument qui a
fait mouche chez la majorité de celles et ceux qui ont voté oui est le raccourcissement
des procédures, suivi par l'aspect juridique, économique ainsi que de compromis de
l'objet soumis au vote. Le fossé gauche-droite était peu perceptible dans les résultats.
Parmi les sympathisantes et sympathisants de l'UDC, 61% se sont prononcés contre la

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2016
SOPHIE GUIGNARD
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révision. A la gauche de la gauche, comme à droite, de solides majorités se sont
montrées en faveur de l'objet, qui a d'ailleurs transcendé les traditionnels oppositions
de sexe, de génération et ville-campagne.
Si les partis pour le oui se sont réjouis de leur victoire, la presse s'est montrée plus
circonspecte, qualifiant parfois le résultat de "défaite trompeuse de l'UDC". Plusieurs
observateurs relèvent que l'acceptation de la loi sur l'asile, contrariant l'opinion d'une
UDC seule contre tous permettra au parti agrarien de se targuer d'avoir vu venir les
éventuels ratés du nouveau système d'asile. Une position notamment défendue par le
député Freysinger (udc, VS). D'autres critiques émergent au lendemain de la votation,
notamment au sujet de la vitesse prévue des accélérations promises, la réforme ne
devant être formellement mise en œuvre qu'à partir de 2019 selon certains détracteurs.
Le front uni des partis du oui n'aura pas survécu longtemps à la votation, puisque dès le
lundi suivant, l'aile bourgeoise remettait la pression sur la gauche, avec notamment le
PLR qui entend mener bataille sur le thème des admissions provisoires et des permis
attribués aux ressortissantes et ressortissants érythréens.

Votation du 5 juin 2016

Participation: 46.79%
Oui: 1 616 597 (66.8%) 
Non: 804 086 (33.2%) 

Mots d'ordre
oui: PDC, PLR, PBD, Les Verts, PS, Amnesty Suisse, OSAR
non: SolidaritéS, Basta!, Vivre ensemble, Collectif R., SOS Asile, UDC 5

Kinder- und Jugendpolitik

Der Nationalrat verwarf eine Motion Leuenberger (gp, GE), welche die Teilnahme an
Jugendschiessen auf mindestens 17-Jährige beschränken wollte. Der Bundesrat hatte
das Alter von 13 auf 10 Jahre herabgesetzt mit der Begründung, es handle sich um die
Ausübung eines Sports und nicht um die militärische Handhabung einer Waffe. 6

MOTION
DATUM: 28.11.2005
MAGDALENA BERNATH

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Die Folgen des Abstimmungsergebnisses zur Minarett-Initiative waren auch im
eidgenössischen Parlament, wo eine Vielzahl von Vorstössen zu muslimischen
Gemeinschaften in der Schweiz eingereicht wurde, zu beobachten. Bereits überwiesen
wurden die Postulate Amacker-Amann (cvp, BL), Malama (fdp, BS) und Leuenberger (gp,
GE), welche die Erarbeitung eines umfassenden Berichts, respektive die
Zusammenstellung bestehender Studien zu Muslimen in der Schweiz forderten. Die
beiden letztgenannten Initianten betonten dabei, sie hätten in der Diskussion zur
Minarett-Initiative eine ausgewogene und differenzierte Informationsgrundlage über in
der Schweiz lebende Musliminnen und Muslime vermisst. 7

POSTULAT
DATUM: 18.06.2010
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Linke und ökologische Parteien

Anfang Januar bestätigten die Grünen an ihrer Delegiertenversammlung in Biel Ruth
Genner(ZH) als Parteipräsidentin für die nächsten zwei Jahre. Der bisherige Co-
Präsident Patrice Mugny (GE) hatte seinen Rücktritt bekannt gegeben, nachdem er im
vergangenen Jahr in die Genfer Regierung gewählt worden war. Der Genfer Nationalrat
Ueli Leuenberger (GE) wurde zum neuen Vizepräsidenten gewählt. Die Grünen
beabsichtigen, am Ende der Legislaturperiode in allen Schweizer Kantonen grüne
Parteien zu haben, auch in den beiden Appenzell, in Graubünden und in Schwyz, wo sie
noch nicht vertreten sind. Die drei Vorlagen vom 8. Februar empfahl die GP zur
Ablehnung. 8

ANDERES
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Anfang April erklärte der Parteivorstand in einem Grundsatzentscheid die Bereitschaft
der Grünen zur Übernahme von Regierungsverantwortung auch auf Bundesebene.
Vize-Präsident Ueli Leuenberger (GE) nannte die grüne Regierungsverantwortung in 5
Kantonen [45] (BS, GE, NE, NW und VD) als Beleg für die notwendige Erfahrung und
Reife seiner Partei. Zugleich schränkte Leuenberger ein, dass die Art der Partner und
deren Offenheit für das grüne Programm als Bedingungen für eine Zusammenarbeit
verstanden werden müsse. Damit bewegten sich die Grünen weg vom Selbstverständnis
als reine Oppositionspartei, aber das einstimmige Votum des Vorstands war innerhalb
der Partei umstritten. 9

WAHLEN
DATUM: 06.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Nach den für die Grünen sehr erfolgreich verlaufenen Wahlen (7 Sitzgewinne im
Nationalrat und 2,2 Prozentpunkte mehr Wähleranteil als 2003) trat Parteipräsidentin
Ruth Genner (ZH) aufgrund der Amtszeitbeschränkung zurück. Genner war seit 2001 in
der Parteileitung gewesen, zunächst als Co-Präsidentin, dann als alleinige Präsidentin.
Der Vizepräsident der Grünen, Ueli Leuenberger (GE), zeigte Interesse an Genners
Nachfolge. Als weitere mögliche Kandidatinnen galten Franziska Teuscher (BE) und Maya
Graf (BL). Genner sprach sich für ein Co-Präsidium mit einem Mann und einer Frau aus,
während Leuenberger ein System mit Präsidium und Vizepräsidium favorisierte. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.2007
SABINE HOHL

Nach Ruth Genners Rücktritt als Parteipräsidentin stand zu Beginn des Jahres die
Regelung der Nachfolge für das Präsidium an. Ueli Leuenberger (NR GE), Vizepräsident
der Grünen, meldete sein Interesse an. Er wollte sich allerdings nur als alleiniger
Präsident und nicht für ein Ko-Präsidium zur Verfügung stellen. Konkurrenz erwuchs
ihm durch Franziska Teuscher (NR BE), die umgekehrt nur für ein Ko-Präsidium
kandidierte. Die abtretende Genner hatte sich explizit ein Ko-Präsidium mit einer Frau
und einem Mann gewünscht. In der Grünen Partei, welche die Frauenvertretung in der
Parteileitung stets als wichtiges Anliegen gesehen hatte, wurde heiss diskutiert, ob ein
Mann als alleiniger Präsident denkbar sei. Leuenberger konnte sich letztlich
durchsetzen, die Findungskommission empfahl ihn als neuen Präsidenten und der
Vorstand der Grünen schloss sich dieser Meinung an. Teuscher zog ihre Kandidatur
zurück und stellte sich als Vizepräsidentin zur Verfügung. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.04.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung der Grünen vom 13. Juni in Solothurn forderte
Parteipräsident Ueli Leuenberger ein drittes Konjunkturpaket und einen „Green New
Deal“. Zu diesem Thema verabschiedeten die Delegierten ein umfassendes
Positionspapier mit dem Titel „Bausteine zum ökologischen Umbau der Wirtschaft“. Zu
den darin enthaltenen Forderungen gehören die Aufhebung der Mengenbeschränkung
bei der kostendeckenden Einspeisevergütung für Strom aus erneuerbaren
Energiequellen, strengere Minergie-Standards und Steueranreize für das Wohnen in der
Nähe des Arbeitsortes. Die Grünen wollen auch die Einführung einer Steuer für
Haushalte prüfen, die überdurchschnittlich viel Wohnfläche pro Kopf in Anspruch
nehmen. Die Delegierten fassten zudem folgende Abstimmungsparolen: Ja zur IV-
Zusatzfinanzierung über die Mehrwertsteuer und zum Verzicht auf die Einführung der
allgemeinen Volksinitiative. An der Versammlung wurden die Alternativen des Kantons
Zug definitiv in die schweizerische Partei aufgenommen. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.06.2009
SABINE HOHL
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Nach den Erfolgen der Grünliberalen wurden innerhalb der GP Stimmen laut, die eine
Abkehr vom linken Stil forderten. Man müsse wegkommen von dogmatischer Politik und
sich in Richtung Mitte bewegen. Kritik wurde auch an Präsident Ueli Leuenberger geübt.
Obschon Umweltthemen im Trend seien, würde die Partei nicht genügend davon
profitieren. So habe etwa die GP noch keine griffige Initiative mit einem ökologischen
Thema in Vorbereitung, während die GLP ihr geplantes Begehren zur Energiesteuer
bereits öffentlich gemacht habe und die SP das Thema mit ihrer bereits lancierten
Cleantech-Initiative besetze. Trotz Kritik wurde Leuenberger an der
Delegiertenversammlung Anfang Mai in Freiburg einstimmig bestätigt. Zudem wurde ein
Aktionsprogramm zur Energiepolitik verabschiedet, in welchem bekannte Anliegen wie
die Förderung alternativer Energien und von Energieeffizienz, die Beschränkung der
AKW-Laufzeiten und das Verbot von Endlagern (falls nicht gleichzeitig alle AKWs
abgeschaltet werden) festgehalten wurden. Man sei sich jedoch bewusst, so
Vizepräsidentin Franziska Teuscher, dass die Menschen heute wahrscheinlich nicht
mehr so kritisch gegen Atomstrom eingestellt seien wie noch vor 20 Jahren. Sie
forderte eine neue Atomdebatte, welche die Grünen anführen müssten. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.09.2010
MARC BÜHLMANN

Anfang des Berichtsjahrs gab die Kantonalsektion der Grünen im Kanton Uri bekannt,
die Parteiarbeit massiv herunterfahren zu wollen. Auch im Kanton Schwyz hat die Partei
einen schweren Stand, während sie in Obwalden bisher noch gar nicht Fuss fassen
konnte. Dies habe laut Präsident Leuenberger auch damit zu tun, dass es in kleinen
Kantonen besonders schwierig sei, sich als kleine Oppositionspartei zu engagieren.
Trotz der Aufforderung der nationalen Parteileitung, traten die Urner Grünen nicht zu
den Nationalratswahlen an. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.01.2011
MARC BÜHLMANN

Die Grünen, die bisher insbesondere in den Städten Erfolge gefeiert hatten, setzten
sich bei den nationalen Wahlen zum Ziel, auch auf dem Land stärker Fuss zu fassen und
damit die 10%-Marke zu knacken. Bei den Wahlen 2007 hatten sie einen Wähleranteil
von 9,6% erreicht. Drei bis vier zusätzliche Nationalratssitze sowie ein zusätzlicher Sitz
in der kleinen Kammer, der im Kanton Bern im Bereich des Möglichen liege, wurden von
Parteipräsident Leuenberger (GE) als Ziel formuliert, womit man auch reif für einen
Bundesratssitz sei. Für die Wahlen waren CHF 180'000.- budgetiert. 15

WAHLEN
DATUM: 01.09.2011
MARC BÜHLMANN

Die Nationalratswahlen endeten für die Grünen in einem eigentlichen Debakel.
Präsident Leuenberger sprach von einem schwarzen Tag. Mit dem Verlust von fünf
Sitzen gehörte die GP zu den grossen Geschlagenen (neu: 15 Mandate). Die 8,4%
Wählerstimmenanteil (-1,2 Prozentpunkte) bedeuteten zwar das zweitbeste Resultat in
der Geschichte der Grünen Partei, die Erfolge von 2007, als man die Sitzzahl beinahe
verdoppeln konnte, und die vergebliche Hoffnung auf einen Fukushima-Effekt liess die
Verluste aber umso gravierender erscheinen. Die Grünen waren in 21 Kantonen zu den
eidgenössischen Wahlen angetreten (nicht in UR, OW, GL, SH und AI). Zwar konnte die
GP in neun Kantonen (SZ, BS, AR, SG, GR, TI, VS, NE, JU) sogar an Wähleranteilen
zulegen, dies reichte aber nirgends zu einem Sitzgewinn. Je einen Sitzverlust mussten
die Grünen dafür in den Kantonen Zürich (neu: 3 Mandate), Zug (0), Solothurn (0), Basel-
Stadt (0) und Waadt (2) hinnehmen. Die Sitze verteidigen konnten sie hingegen in Bern
(3) und Genf (2) sowie in Luzern, Basel-Landschaft, St. Gallen, Aargau und Neuenburg (je
1). Die Niederlage wurde mit der Konkurrenz der GLP aber auch mit der Ausrichtung auf
das Thema Atomausstieg zu erklären versucht. Parteiintern wurde auch der Vorwurf
laut, aus dem „Steilpass Fukushima“ zu wenig gemacht zu haben (von Graffenried, BE).
Zudem wurde gemutmasst, dass der Beschluss des Parlaments zum Atomausstieg dem
monothematischen Wahlkampf der Grünen den Wind aus den Segeln genommen habe.
Eine genauere Analyse der Wahlen zeigte auf, dass die Grünen im Gegensatz zu den
Wahlen 2007 viel Proporzpech zu beklagen hatten, waren doch die Mandatseinbussen
weitaus grösser als der Rückgang der Wählerprozente. 16

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 24.04.24 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Energiepolitik war zentrales Thema der Grünen. Nach der Atomreaktorkatastrophe
im japanischen Fukushima wollten sich allerdings auch andere Parteien in
Energiefragen profilieren. Mit der Initiative „Grüne Wirtschaft“ oder der im Berichtsjahr
lancierten Ausstiegsinitiative, versuchten die Grünen sich von anderen Parteien
abzugrenzen. Allerdings war die GP auch bemüht zu betonen, dass man kein
Urheberrecht auf die Ausstiegspolitik erhebe, sondern froh sei, dass eine breite Front
gegen den Atomstrom entstehe. Zudem versuchte Präsident Leuenberger die bis dahin
in der Atomenergiefrage ziemliche zurückhaltende SVP mit einem verfremdeten SVP-
Logo zu einem Positionsbezug herausfordern: Statt der Sonne war darauf – versehen
mit dem Vermerk „für eine strahlende Zukunft“ – das Zeichen für radioaktive Strahlung
abgebildet. Vielerorts wurde die intensive Beschäftigung des Bundesrats und des
Parlaments mit dem Thema Kernenergie als eigentliches Problem der Grünen geortet.
Diese hätten dadurch in einem monothematisch ausgerichteten Wahlkampf ihr
eigentliches Profilierungsthema verloren. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.10.2011
MARC BÜHLMANN

Die Niederlage bei den nationalen Wahlen führte zu parteiinternen Diskussionen über
eine mögliche Neuausrichtung der Partei. Man könne sich freuen, dass langjährige
grüne Forderungen mehrheitsfähig geworden seien, was ja eigentlich das Ziel der GP
sei, die nicht einfach zum Selbstzweck bestehe. Die Meinungen über das künftige
Parteiprogramm, die anvisierten Wählersegmente und die personelle Zusammensetzung
einer zukunftsfähigen Parteiführung gingen auseinander. Auf der einen Seite wurde
davor gewarnt, von den bewährten Positionen abzurücken. Vielmehr müssten neue
Wählersegmente, insbesondere junge Frauen, angesprochen werden. Auf der anderen
Seite wurde eine Neuausrichtung Richtung Mitte, eine Profilierung in Nicht-
Umweltschutzthemen und sogar eine Annäherung an die GLP verlangt. Gefordert wurde
auch eine neue Generation an der Spitze der Partei. Der per April 2012 zurücktretende
Präsident Leuenberger solle durch eine junge Frau aus der Deutschschweiz ersetzt
werden. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.11.2011
MARC BÜHLMANN

Die zunehmende Mehrheitsfähigkeit grüner Positionen zeigte sich vor allem in den
kantonalen Regierungswahlen. Hatte die GP zu Beginn des Berichtsjahrs sieben von
total 156 kantonalen Exekutivsitzen inne, waren es Ende 2011 deren elf. In den Kantonen
Basel-Landschaft (Isaac Reber), Zürich (Martin Graf), Freiburg (Marie Garnier) und bei
den Ersatzwahlen im Kanton Waadt (Béatrice Métraux) konnten die Grünen jeweils
einen Regierungssitz erobern; in Zürich auf Kosten der CVP und in Basel-Landschaft
und der Waadt auf Kosten der SVP. Auf kantonaler Ebene würden sich die langjährige,
harte Arbeit aber auch der Aufbau von pragmatischen Persönlichkeiten innerhalb der
Grünen Partei auszahlen, gab Präsident Leuenberger zu Protokoll. Allerdings hatten die
Medien auch im Zusammenhang mit den Regierungsratswahlen einen stärkeren,
wahlentscheidenden Einfluss der Reaktorkatastrophe in Japan erwartet, als dies dann
tatsächlich der Fall gewesen war. Insbesondere war erwartet worden, dass die GP, die
mit dem Kampf gegen AKWs in den 1980er Jahren gross geworden war, vom
Wiederaufflammen der Atomdebatte profitieren würde. Exponenten der GP hingegen
interpretierten die stabilen Wähleranteile in den Kantonen als Bestätigung einer
nachhaltigen politischen Aufbauarbeit, zumal die kantonalen Erfolge der GLP eher nicht
auf Kosten der Grünen gegangen seien. Der Erfolg der Grünliberalen würde langfristig
auch den Grünen, insbesondere aber der Umweltpolitik dienen. 19

WAHLEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

Am 21. April besetzten die Grünen in Carouge ihr Präsidium neu. Ueli Leuenberger (GE)
– seit 2008 im Amt – hatte bereits früher seinen Rücktritt angekündigt. Nach den
nationalen Wahlen 2011, die für die GP mit fünf Sitzverlusten zu einem eigentlichen
Debakel geworden waren, wurde eine Neuausrichtung gefordert, die auch dank einer
Verjüngung des Präsidiums und mit einer Frau an der Spitze erfolgen und zu alter Stärke
zurückführen sollte. Verschiedene Szenarien wurden in Erwägung gezogen: ein
Einerpräsidium mit einem mehrköpfigen Vizepräsidium oder ein Co-Präsidium aus
einer Frau und einem Mann bzw. mit je einer Person aus der französisch- und
deutschsprachigen Schweiz. Mit einer Statutenänderung wurde zudem die Möglichkeit
geschaffen, mehr als zwei Vizepräsidien zu schaffen. Ende Januar hatten nicht weniger
als 10 Personen ihre Ambitionen angemeldet: Als mögliche Nachfolgerinnen
Leuenbergers wurden früh die Nationalrätinnen Adèle Thorens (VD) und Regula Rytz
(BE) gehandelt. Vizepräsidentin Franziska Teuscher (BE), welche mit einem Sitz in der
Berner Stadtregierung liebäugelte, sagte hingegen früh ab. Ihr Interesse an einer
Mitarbeit im Präsidium kündigten hingegen die Nationalräte Bastien Girod (ZH) und Geri

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.04.2012
MARC BÜHLMANN
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Müller (AG) an. Auch die frühere Baselbieter Landrätin Esther Maag reichte ihre
Bewerbung für das Präsidium ein. Ausschliesslich für ein Vizepräsidium kandidierten
Markus Kunz (ZH), ehemaliger Kantonalpräsident der Grünen des Kantons Zürich,
Ständerat Robert Cramer (GE), der ehemalige Nationalrat Jo Lang (ZG) sowie Claudio
Zanini (TI). Auch Aline Trede (BE) anerbot sich, im Präsidium mitzuhelfen, allerdings nur,
wenn sie in den Nationalrat nachrutsche, also bei einer allfälligen Wahl Franziska
Teuschers in die Berner Stadtregierung. Der scheidende Präsident Leuenberger warnte
an der Delegiertenversammlung im Januar in Kriens vor einer Annäherung an die Mitte
und einem Co-Präsidium. Die in den Medien dem rechten grünen Flügel zugeordneten
Girod und Thorens würden den Richtungsstreit innerhalb der Partei nicht beenden und
ein Co-Präsidium – Leuenberger hatte sich bei seiner Wahl dezidiert gegen ein solches
zusammen mit Franziska Teuscher ausgesprochen – würde verhindern, dass die Partei
mit einer Stimme spreche. Die Ende April in Carouge anwesenden Delegierten waren
jedoch anderer Meinung und wählten mit Adèle Thorens und Regula Rytz zwei Frauen in
ein Co-Präsidium. Bereits im ersten Wahlgang setzten sich die beiden mit 183 (Thorens)
bzw. 127 Stimmen (Rytz) durch. Der drittplatzierte Girod erhielt 68 Stimmen. Mit
Thorens und Rytz seien sowohl der junge, pragmatische wie auch der linke, etatistische
Flügel der Partei abgedeckt, so die Einschätzung der Presse. Das Vizepräsidium wurde –
um die Sprachregionen und die Geschlechter adäquat zu vertreten – neu mit Bastien
Girod (ZH), Jo Lang (ZG), Robert Cramer (GE) und der Jungen Grünen Irène Kälin (AG)
besetzt. Die Delegierten hatten zuvor entschieden, dass die Jungpartei ebenfalls im
Vizepräsidium vertreten sein soll und wählten Kälin in stiller Wahl. 20

Parteiintern wurde bei der GP im Vorfeld der Nationalratswahlen 2015 über mögliche
Amtszeitbeschränkungen diskutiert, die in den Kantonen unterschiedlich gehandhabt
werden. Die Grünen des Kantons Genf etwa beschränken die Amtszeit ihrer
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger auf drei Legislaturen. Dies hat zur Folge, dass
der ehemalige Parteipräsident und Genfer Nationalrat Ueli Leuenberger – im Parlament
seit 2003 – für die Wahlen 2015 nicht mehr antritt. 21

ANDERES
DATUM: 10.09.2014
MARC BÜHLMANN
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